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Heidelberg, 19.09.2023 

Sachantrag zu TOP ö11 des Akum am 20.09.2023: Parkraumbewirtschaftung 

Die Gemeinderatsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen bittet den Herrn Oberbürgermeister, eine 
rechtsgültige Rechtsverordnung über Gebühren für Anwohnerparken unter Berücksichtigung des Urteils 
des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 13. Juni 2023 (Az. 9 CN 2.22), analog zum Vorgehen der 
Stadt Mannheim, zu unterzeichnen. Dort hat der Oberbürgermeister die Satzung ausgesetzt und eine 
Rechtsverordnung erlassen.  

Weiterhin prüft die Verwaltung, ob es der Stadt Heidelberg aus rechtlichen Gründen möglich ist, 
Bürger*innen mit Heidelberg-Pass und Heidelberg-Pass-Plus eine städtische Förderung zu den 
Anwohnerparkgebühren zu gewähren. 

Begründung 
Es ist nicht notwendig, die bereits beschlossene Gebührenordnung komplett zu kippen und über einen 
neuen Gremienlauf erneut zu beschließen. Das Verkehrsministerium hat die unteren und örtlichen 
Straßenverkehrsbehörden darüber informiert, dass sie bereits heute – also ohne Änderung der 
landesrechtlichen Delegationsverordnung – ermächtigt sind, entsprechende Rechtsverordnungen als 
Gebührenordnungen für Bewohnerparkgebühren zu erlassen. Auch der Städtetag Baden-Württemberg 
hat darauf hingewiesen. 
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